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Text 

Zuständigkeit 

§ 83. (1) Für die Entscheidung über die Überwachung von Bewährungsmaßnahmen und alternativen 
Sanktionen und für Folgeentscheidungen ist das Landesgericht sachlich zuständig. Beträgt das Ausmaß 
der im Falle einer Folgeentscheidung nach § 90 Abs. 1 Z 2 bis 4 zu vollstreckenden Freiheitsstrafe oder 
mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden Maßnahme mindestens fünf Jahre, so entscheidet das 
Landesgericht als Senat von drei Richtern (§ 31 Abs. 6 StPO). 

(2) Die örtliche Zuständigkeit richtet sich nach dem Ort, an dem der Verurteilte seinen Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt hat, in den Fällen nach § 82 Abs. 2 nach dem Ort, zu dem die besonderen 
Bindungen des Verurteilten bestehen. 

(3) Ist das Gericht, das mit der Überwachung befasst worden ist, nicht zuständig, so tritt es die Sache 
an das zuständige Gericht ab und verständigt die zuständige Behörde des Ausstellungsstaats davon. 
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